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In der zweiten Woche seiner zweiten Amtszeit hat Präsident Donald Trump eine Reihe von
Entscheidungen getroffen, die das politische Establishment in Washington erschütterten und
weitreichende Konsequenzen für die Bundesverwaltung und die internationale Politik haben
könnten. Diese Maßnahmen spiegeln Trumps Entschlossenheit wider, seine Wahlversprechen
umzusetzen, werfen jedoch Fragen hinsichtlich ihrer Umsetzung und der potenziellen
Auswirkungen auf.

Rückkehr zu alten Problemen

Obwohl die Trump-Administration in ihrer ersten Woche durch eine Reihe von
Exekutivbefehlen einen organisierten und effektiven Eindruck hinterließ, traten in der zweiten
Woche erste Probleme auf. Ein verwirrendes Memorandum, das einen Stopp der
Bundesfinanzierung vorsah, führte zu Unterbrechungen und Klagen. Ein Richter blockierte
vorübergehend die Anordnung, woraufhin das Memorandum schnell zurückgezogen wurde.
Zudem reagierte Trump auf den tödlichsten Flugzeugabsturz in den USA seit Jahrzehnten mit
unbegründeten Anschuldigungen, indem er Diversitätsinitiativen die Schuld gab, was seine
Neigung zeigt, Tragödien für seine politischen Ziele zu instrumentalisieren.

Umgestaltung Washingtons

Trump hat deutlich gemacht, dass er nicht nur kleine Anpassungen in Washington
vornehmen will, sondern dramatische Veränderungen anstrebt, insbesondere in Institutionen
wie dem Justizministerium, die er als ihm gegenüber feindlich gesinnt betrachtet. In der
vergangenen Woche wurden Staatsanwälte entlassen, die an Fällen des Kapitol-Aufstands
gearbeitet hatten, und es wurden Schritte unternommen, um FBI-Agenten zu entfernen. Ein
hochrangiger Beamter des Justizministeriums, der zuvor in Trumps Verteidigungsteam tätig
war, forderte die Namen aller FBI-Agenten an, die an den Fällen vom 6. Januar gearbeitet
hatten.

Angriffe auf Diversitäts-, Gleichstellungs- und Inklusionsprogramme (DEI)

Trump hat wiederholt Diversitäts-, Gleichstellungs- und Inklusionsinitiativen (DEI) als Ursache
für verschiedene Probleme angeführt. Eine seiner ersten Maßnahmen nach Amtsantritt war
die Anordnung, DEI-Programme in der Bundesregierung abzuschaffen. Seine Administration
argumentiert, dass solche Initiativen diskriminierend seien und zu Inkompetenz führten. Es
wurde sogar von Bundesangestellten verlangt, verbleibende DEI-Programme zu melden. Als
Reaktion auf einen Flugzeugabsturz in der Nähe von Washington spekulierte Trump, dass
DEI-Bemühungen dafür verantwortlich seien, konnte jedoch keine Beweise dafür vorlegen.
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Erste politische Rückschläge

Die Trump-Administration erlitt ihren ersten großen politischen Rückschlag, als ein abruptes
Einfrieren und anschließendes Auftauen von Bundeszuschüssen zu öffentlichem Protest
führte. Gemeinden im ganzen Land sind auf Bundeszuschüsse und -darlehen angewiesen, um
eine Vielzahl von Programmen und Dienstleistungen zu betreiben. Das plötzliche „Einfrieren“
der Ausgaben, das in einem Memorandum des Office of Management and Budget
angekündigt wurde, löste landesweit Schockwellen aus. Das Memorandum wurde schließlich
zurückgezogen, obwohl die zugrunde liegenden Exekutivbefehle von Trump, die Ausgaben
einzuschränken, bestehen bleiben.

Umstrukturierung des Bundesdienstes

Trump hat im Wahlkampf versprochen, den „tiefen Staat“ zu demontieren, und die
Bundesangestellten bekamen in der vergangenen Woche einen Eindruck davon, wie disruptiv
dieses Vorhaben sein könnte. Die neue Administration hat bereits einen Einstellungsstopp für
den Bund verhängt. Millionen von Bundesangestellten erhielten eine E-Mail, in der ihnen acht
Monate bezahlter Urlaub angeboten wurde, wenn sie zurücktreten. Diejenigen, die bleiben,
müssen mit verschärften Standards für Eignung und Verhalten rechnen und mit weiteren
Stellenkürzungen.

Handelskonflikte mit Nachbarländern

Trump hat Zölle gegen Kanada und Mexiko verhängt, was fast sofort zu
Vergeltungsmaßnahmen dieser Länder führte. Er argumentiert, dass die Zölle dazu dienen,
den illegalen Schmuggel von Fentanyl zu stoppen und die illegale Einwanderung an den US-
Grenzen zu Mexiko und Kanada zu verhindern. Diese Maßnahmen haben die Beziehungen zu
Amerikas größten Handelspartnern belastet und könnten weitreichende wirtschaftliche
Auswirkungen haben.

Präsident Trumps zweite Amtswoche war geprägt von einer Mischung aus entschlossenen
Maßnahmen und chaotischen Rückschlägen. Während seine Administration bestrebt ist, die
versprochenen Veränderungen umzusetzen, zeigen die jüngsten Ereignisse die
Herausforderungen und potenziellen Fallstricke eines solch aggressiven Ansatzes. Die
kommenden Wochen werden entscheidend sein, um zu sehen, wie effektiv diese Strategien
sind und welche langfristigen Auswirkungen sie auf die nationale und internationale Politik
haben werden.
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